
System und Arten der Normenkontrolle 

III. Selbständige Verordnungsanfechtung 

1. Wesen und Eigenart 

Nach Artikel 26 StGHG können hundert Stimmfähige, ohne dass sie ein 
besonderes Interesse nachweisen müssen, eine Verordnung oder einzelne 
ihrer Bestimmungen innerhalb einer Frist von einem Monat seit der 
Publikation im Landesgesetzblatt als verfassungs- oder gesetzwidrig 
anfechten und ihre Aufhebung verlangen. Die selbständige Verordnungs­
anfechtung ist eine Besonderheit des liechtensteinischen Rechts, die im 
Recht der Nachbarstaaten keine Parallele findet. Sie war in der Regie­
rungsvorlage noch als "Popularklage" konzipiert, wonach "jedermann" 
eine Verordnung beim Staatsgerichtshof hätte anfechten können, und 
wurde erst vom Landtag in eine "Kollektivpopularklage" - wie sie gele­
gentlich auch genannt wird64 umfunktioniert. Sie ist ein spezifisches 
verfassungsgerichtliches "Rechtsschutzmittel",65 für das neben dem An­
fechtungsgegenstand (Verordnung) weitere gewichtige Beschränkungen 
gelten. Gemeinsam ist ihm mit der abstrakten Kontrolle von Gesetzen, 
dass es zur Einleitung des Verfahrens keines besonderen Interesses be­
darf. Die selbständige Verordnungsanfechtung unterscheidet sich von ihr 
jedoch durch den Kreis der Anfechtungsberechtigten und die zeitliche 
Befristung. Anfechtungsberechtigt sind hundert Stimmfähige. Darunter 
versteht das Volksrechtegesetz in Art. 1 Abs. 1 Landesangehörige, die das 
20. Lebensjahr vollendet und im Land ordentlichen Wohnsitz haben.66 

Gegenüber der Verfassungsbeschwerde fällt auf, dass sich die selbstän­
dige Verordnungsanfechtung unmittelbar gegen eine Norm, das heisst 
eine Verordnung oder Verordnungsbestimmung richtet, währenddem 
sich die Verfassungsbeschwerde gegen eine Entscheidung oder Ver­
fügung eines Gerichts oder einer Verwaltungsbehörde wendet und nur 
über diesen Weg zur Normprüfung führen kann. 

64 Johann Brandstätter, Verfassungsgerichtsbarkeit im Fürstentum Liechtenstein, S. 102. 
65 Christian Pestalozza, Verfassungsprozessrecht, S. 441; Hans Domcke, Die bayerische 

Popularklage, S. 233 f.; die bayerische Popularklage ist zwar umfassender, doch hat es 
sie zur Zeit des Inkrafttretens des Staatsgerichtshofgesetzes 1925 in der heutigen Form 
der abstrakten Normenkontrolle zum Schutz der Grundrechte noch nicht gegeben, vgl. 
dazu Hans Nawiasky, Bayerisches Verfassungsrecht, S. 451 ff., der sie bei der Darstel­
lung der Institution des Staatsgerichtshofes nicht erwähnt. 

66 Art. 1 A bs. 1 Gesetz vom 17. Juli 1973 betreffend die Ausübung der politischen Volks­
rechte in Landesangelegenheiten, LGB1 1973 Nr. 50, LR 161. 
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